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Satzung über Anlagen zum 
Sammeln und Verwenden 
von Niederschlagswasser 

(Zisternensatzung) 
 
 
 

 
 

 

Gemäß § 4 der Gemeindeordnung in Verbindung mit § 74 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der Lan-
desbauordung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 05.03.2010, letzte Änderung 
vom 20. November 2023 (GBl. S. 422) hat der Gemeinderat der Stadt Ebersbach an der 
Fils am 19.03.2024 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1  Geltungs- und Anwendungsbereich 
 

1)  Diese Satzung gilt für alle Bauvorhaben, einschließlich den Vorhaben im Außenbe-
reich, die nach Inkrafttreten dieser Satzung in bauaufsichtlichen Verfahren auf 
dem Gebiet der Stadt Ebersbach an der Fils mit Teilorten gem. §§ 51- 53 LBO ge-
nehmigt oder zur Kenntnis gegeben werden. 

 
2) Ausnahmeregelungen des Landesbauordnung sowie abweichende Festsetzungen 

eines Bebauungsplans bleiben unberührt. 
 
 
§ 2  Begriffe 

 
Anlagen zum Sammeln von Niederschlagswasser sind: 
1. Oberirdische offene Becken, die aus Baustoffen und Bauteilen hergestellt sind, 
2. oberirdische Erdbecken mit dichtem Unterbau (z.B. Folie oder Lehmschicht), 
3. unterirdisch eingebaute oder oberirdisch im Freien aufgestellte Behälter, 
4. Behälter in Gebäuden. 
 
 
§ 3  Herstellungspflicht 

 
1) Eine Anlage zum Sammeln von Niederschlagswasser nach den nachfolgenden 

Maßgaben dieser Satzung ist zu errichten bei: 
 
1. Neuerrichtung von verfahrenspflichtigen Gebäuden, 
2. Erweiterung von Gebäuden durch Aufstockung um mindestens 1 Vollgeschoss, 
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3. Vergrößerung der bisherigen Dachfläche um mindestens 50 m², 
4. Gewerbebetrieben bei einer Erhöhung des Gebäudes um mindestens 3 m, 
5. Gewerbebetrieben bei Erweiterung der bisherigen Dachfläche um mindestens 

150 m². 
 
 
2) Von dieser Verpflichtung ausgenommen sind: 

 
1. Die Überdachung von bis zu zwei Stellplätzen bis max. 45 m² Grundfläche oder 

 
2. die Errichtung von einer oder mehreren Garagen bis insgesamt 45 m² Grund-

fläche, 
für Gebäude die bereits bei Inkrafttreten dieser Satzung bestehen. 
 
3. Gebäude die die einer intensiven Dachbegrünung versehen sind und Gebäude 

die mit einer extensiven Dachbegrünung mit mindestens 10 cm Substratauf-
bau versehen sind.  
 

4. Vorhaben im Außenbereich, die nicht an die Kanalisation angeschlossen sind. 
 

 
§ 4  Art und Bemessung der Anlage: 
 
1) Das Niederschlagswasser ist in unterirdischen Retentionszisternen oder ver-

gleichbaren oberirdischen Anlagen mit geeigneten technischen Einrichtungen 
gemäß nachfolgenden Vorgaben auf den Baugrundstücken zu sammeln. 
 

2) Die Retentionszisterne ist wie folgt auszuführen und zu bemessen: 
 

1. Die Retentionszisternen enthalten einen Anteil zur Brauchwassernutzung, so-
wie abhängig von der Dachflächengröße, einen Anteil zur Rückhaltung mit ge-
drosselter Ableitung in den Regenwasserkanal oder Mischwasserkanal. 
 

2. Das Gesamtvolumen wird wie folgt ermittelt:  
2.1 Für das Brauchwasservolumen gilt ein Mindestvolumen von 3 m³ / Bau-

platz, 
2.2 pro angefangene 10 m² Dachfläche (Draufsicht) beträgt das Retentionsvo-

lumen mind. 0,3 m³. 
 

3. Der Zisternenabfluss in die Kanalisation darf maximal 0,03 l/s pro 10 m² Dach-
fläche betragen werden, wobei auf eine Nachkommastelle aufgerundet wer-
den kann. 
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§ 5  Anschluss und Benutzung 
 
1) An die Regenwasseranlage sind alle Dachflächen des Hauses einschließlich Gara-

gen und überdachter Stellplätze anzuschließen und das gesamte dort anfallende 
Niederschlagswasser in die Regenwasseranlage abzuleiten. 
 

2) Die Regenwasseranlage ist mit einem Überlauf zu versehen. Dieser Überlauf ist 
an in die Regenwasserkanalisation, oder wenn diese nicht zur Verfügung steht, 
an die Mischwasserkanalisation anzuschließen. 
Eine Einleitung in ein Gewässer oder eine Versickerung ist nur unter Beachtung 
der Vorgaben der Niederschlagswasserverordnung zulässig; die ggf. erforderliche 
Einholung einer wasserrechlichen Genehmigung bleibt davon unberührt. 
 

3) Das Retentionsvolumen ist durch eine Drossel mit den angegebenen Drosselab-
flüssen geregelt in die Regenwasserkanalisation, oder wenn diese nicht zur Ver-
fügung steht, in die Mischwasserkanalisation zu einzuleiten. 
 

4) Das in der Regenwasseranlage gesammelte Wasser ist zumindest für die erfor-
derliche Bewässerung der Garten- und Grünflächen zu verwenden. 
 

5) Eine weitergehende Nutzung (z.B. als Brauchwasser im Haushalt) steht dem Be-
treiber der Anlage frei. Die DIN 1988 und die Trinkwasserverordnung sind dazu 
zu beachten. 
 

6) Die Hauskanalisation soll gegenüber der Regenwasseranlage mit einer geeigne-
ten Rückstausicherung gegen rückläufig eindringendes Regenwasser gesichert 
werden (z.B. Rückstauklappe). 
 

7) Die Bestimmungen der Wasserversorgungssatzung und der Abwassersatzung 
bleiben unberührt und sind dementsprechend zu beachten. 

 
 

§ 6  Ausnahmen und Befreiungen 
 
1) Für Gewerbebetriebe kann eine Ausnahme von §§ 3 u. 4 Abs. 2 erteilt werden, 

wenn das aufgrund dieser Satzung zu sammelnde Regenwasser nicht zur Bewäs-
serung von Grünanlagen benötigt wird und auch ein Einbringen in den Produkti-
onsablauf als Brauchwasser aus technischen Gründen nicht möglich ist, oder 
wenn der Bau der Zisterne zu einer wirtschaftlich nicht vertretbaren Kostenbelas-
tung führen würde. Der Nachweis ist durch den Gewerbebetrieb zu erbringen. 
 

2) Eine Ausnahme von § 4 und 5 Abs. 1 kann erteilt werden, wenn der Anschluss al-
ler Dachflächen für den Pflichtigen einen unvertretbaren Mehraufwand bedingen 
würde. Dies gilt insbesondere bei der Wasserableitung aus Reihenmittelhäusern 
für die der Regenwasseranlage abgewandten Dachfläche. 
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3) Für Befreiungen gelten die Voraussetzungen der Landesbauordnung in der je-
weils geltenden Fassung. 

 
 

§ 7  Außerkrafttreten 
 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die bisherige Zisternensatzung von 1998 außer 
Kraft. 

 
 

§ 8  Inkrafttreten 
 

 Die Satzung tritt am Tage Ihrer Bekanntmachung und Kraft. 
 
 
Die Satzung wurde ausgefertigt: 
Ebersbach, den 20.03.2024 
 
 
 
 
Eberhard Keller 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Stand: Entwurf 19.02.2024) 


